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Statt Einleitung:
Wo stehen wir?

Seit Mitte der 1990er Jahre hat sich die wirtschaftliche Lage der freien
Journalistinnen und Journalisten verschlechtert. Die ,Schere zwischen Freien
und Festen klafft auseinander”, musste die dju angesichts erstmals
gesunkener Durchschnittseinkommen im Honorarspiegel 1999 feststellen.

Faire Honorare wurden in den Vergltungsregeln fur freie Journalistinnen
und Journalisten flr Tageszeitungen vereinbart. Sie werden aber in noch zu
wenig Verlagen umgesetzt. Uber gemeinsame Vergltungsregeln fir
Zeitschriften wurde 2011 mit dem Verband Deutscher Zeitschriftenverleger
(VDZ) bereits im achten Jahr verhandelt. Die Verhandlungen Uber angemes-
sene Bildhonorare wurden ohne Ergebnis beendet, da der Bundesverband
Deutscher Zeitungsverlage (BDZV) sich ,nicht in der Lage” sah, ein neues
Angebot vorzulegen, so dass jetzt ein Schlichtungsverfahren ansteht.

Uberraschend ist das nicht. In Zeiten, in denen die Verleger antreten, die
Redakteurseinkommen kraftig zu kirzen, haben ernsthafte Schritte in Rich-
tung fairer Honorare fur die Freien kaum eine Chance. Doch die drastischen
Absenkungen fur Berufseinsteiger konnten verhindert werden. Eine Tarifeini-
gung wurde sowohl an Tageszeitungen wie an Zeitschriften erreicht. Aus-
schlaggebend daflir waren Streiks und andere Aktionen in seit Jahren nicht
mehr erreichtem AusmaR.

Daran beteiligten sich aufSer Tausenden Redakteurinnen und Redakteuren
auch Freie. Sie ziehen am selben Strang, wenn es um die Arbeits- und Ein-
kommensbedingungen im Journalismus geht, auch wenn von den vereinbar-
ten Honorarerhéhungen flr Arbeitnehmerahnliche zunachst direkt nur we-
nige profitieren werden.

Ebenso erfolgreich waren die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-
Union (dju) in ver.di und der Deutsche Journalisten-Verband (DJV) 2011 auch
in der Abwehr von Buy-out-Vertragen, mit denen Zeitungs- und Zeitschrif-
tenverlage freie Journalisten um ihre Rechte und Honorare bringen. Wie nie
zuvor konnten in diesem Jahr Uberaus positive Gerichtsentscheidungen ge-
gen Allgemeine Geschaftsbedingungen (AGB) erreicht werden, die freie
Print- und Bildjournalisten um ihre Rechte bringen.

Nach Springer- und Zeit-Verlag im Vorjahr ergingen 2011 Urteile gegen wei-
tere namhaften Medienunternehmen — Bauer und Gruner + Jahr, WAZ und
Stddeutsche Zeitung, Sudkurier und Ruhr Nachrichten, Nordkurier und
Braunschweiger Zeitung sowie kurz vor Jahresende noch gegen die Mittel-
badische Presse. Das Jahr 2012 startete dann gleich mit der Revisionsver-
handlung Uber die Springer-AGB vor dem Bundesgerichtshof.

Mit dieser Broschure soll einerseits eine Zwischenbilanz gezogen werden,
was durch die Klagen der Gewerkschaften gegen unlautere Verlags-AGB
bisher erreicht wurde. Andererseits kann sie als Arbeitsmaterial fir die ge-
werkschaftliche und juristische Praxis dienen. Um aufzuzeigen, welche Ver-
tragsbedingungen rechtlich als unzulassig beurteilt wurden, werden einzelne
von Gerichten untersagte AGB-Klauseln eingeordnet und dokumentiert.

Betroffene Freie, aber auch die sie beauftragenden Redaktionen bekommen
so eine Entscheidungshilfe, welche Vertragsbedingungen nicht akzeptiert
werden sollten, Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter vor Ort, gegen
welche rechtlich vorgegangen werden sollte. Gegen Buy-out-Vertrage hilft
nur Gegenwehr — und mit Unterstttzung der dju in ver.di sind die Chancen
gut, dass die Gegenwehr erfolgreich ist.
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Honorarspiegel 1999 : Umfrage unter freien Journalistinnen und Journalisten, Fotografinnen und Fotografen, Hrsg.: Industriegewerkschaft Medien, Autoren: Rüdiger Lühr und Wolfgang Hasibether (Beihefter zu M 12/1999 [http://d-nb.info/960758232]
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Ausgangsbedingungen:
Blick zuruck in die 90er

Wenn man sich fragt, warum flhren die Journalistengewerkschaften heute
Prozesse gegen Verlags-AGB, wie kam es Uberhaupt zu den Buy-out-
Vertragen und was hat das alles mit der schwierigen wirtschaftlichen Lage
der freien Journalisten und ihren Urheberrechten zu tun, lohnt ein Blick zu-
rick — zu den Ausgangsbedingungen.

Vom Internet als neuem Informationsmedium erhofften sich natirlich auch
die freien Journalistinnen und Journalisten in den 1990er Jahren neue Lese-
rinnen und Leser und damit eine neue Erldsquelle. Andererseits beflirchteten
viele, Artikel und Fotos wirden massenhaft ,,geklaut” werden, da im Internet
jeder alles kopieren kann.

Weder das Eine noch das Andere trat im Journalismus allerdings in dem be-
furchteten oder erhofften MalSe ein. Die ,Internetpiraterie” wurde erst spa-
ter zum Problem fiir andere Bereiche der Medienbranche, als der Ausbau des
Internets und der Datenstrome die massenhafte Verbreitung von Musik und
Filmen maoglich machten.

Die freien Journalistinnen und Journalisten mussten ihre Erfahrungen aber
mit einer anderen Form der ,Internetpiraterie” machen. Die Zeitungs- und
Zeitschriftenverlage stellten ihre Artikel und Fotos auch in Online-Ausgaben
ins Internet, ohne sie daflr zusatzlich zu honorieren. Dasselbe geschah mit
CD-ROMs oder Pressedatenbanken, meist ohne Genehmigung der Urheber,
also illegal. ,Wir mussen jetzt die Felder besetzen und dann in Musterprozes-
sen hoffentlich den eigenen Standpunkt durchsetzen”, brachte der damals
beim Springer-Verlag fur die neuen Medien zustandige Manager die Hand-
lungsmaxime der Medienkonzerne auf den Punkt (siehe M 3/1996).

Seit Mitte der 1990er Jahre begannen die Verlage dann, sich von den freien
Journalistinnen und Journalisten in ,Vertragen Uber freie Mitarbeit” oder
anderen Formen Allgemeiner Geschaftsbedingungen einen umfangreichen
Katalog an — digitalen — Nutzungsrechten abtreten zu lassen, meist gegen
ein — selten erhéhtes — Pauschalhonorar. Oft wurden diese Rechtekataloge
auch auf herkdmmliche Medien ausgeweitet.

Die zusatzliche Honorierung fur den Zweitabdruck entfiel, die eigene Mehr-
fachverwertung in anderen Medien wurde von Verlagen verhindert. Nach
dem Platzen der ,Internetblase” wurde es noch schlimmer. Das fihrte zum
heutigen Zustand. Die wirtschaftliche Lage der freien Journalistinnen und
Fotografen hat sich dramatisch verschlechtert. Ihr Einkommen ist seit Mitte
der 1990er Jahre — bertcksichtigt man die Inflationsrate — sogar real gesun-
ken.

Diese Praxis der Zeitungs- und Zeitschriftenverlage fuhrte unter den Betrof-
fenen nicht nur zu Unmut und - teils rechtlicher — Gegenwehr, sondern auch
zu gesetzgeberischen Initiativen, die — kraftig beférdert von der damaligen
IG Medien und weiteren Urhebervereinigungen — schliefRlich in der Reform
des Urhebervertragsrechts mundete.

Durchgesetzt wurde das ,,Gesetz zur Starkung der vertraglichen Stellung von
Urhebern und austbenden Kunstlern, gegen massiven Widerstand der Me-
dienkonzerne und Unternehmerverbande. Seit dem 1. Juli 2002 steht im
Urheberrechtsgesetz der Leitsatz (§ 11, Satz 2 UrhG): Das Urheberrecht
»dient zugleich der Sicherung einer angemessenen Vergutung fur die Nut-
zung des Werkes."



http://194.245.102.185/publikationen/m/1996/m3-96/artikel/urheber.htm
http://www.urheberrecht.org/law/normen/urhg/2002-03-22/materialien/bgbl_I_1155.php
http://www.urheberrecht.org/law/normen/urhg/2002-03-22/materialien/bgbl_I_1155.php
Rüdiger Lühr: „Kommen die Urheber auf der Datenautobahn unter die Räder?”, in M – Menschen machen Medien 3/1996.

Der Honorarspiegel 1999 der IG Medien stellt ein gegenüber der Umfrage von 1995 gesunkenes durchschnittliches Jahreseinkommen der freien Journalisten von 27.245 DM fest (umgerechnet 13.930 Euro). Im Jahr 2010 betrug das Durchschnittseinkommen dieser Berufsgruppe in der Einzelauswertung der Künstlersozialkasse (KSK) 16.840 Euro. Inflationsbereinigt entspricht dies auf das Jahr 1999 umgerechnet 26.987 DM.
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Urhebervertragsrecht -
Was die Reform brachte

Die Reform des Urhebervertragsrechts von 2002 hat die vertragliche Rechts-
stellung der Urheber entscheidend verbessert. Allerdings mussen Urheber
ihren gesetzlichen Anspruch auf eine ,,angemessene Vergutung” (§ 32 UrhG)
individuell einfordern und im Streitfall individualrechtlich durchsetzen — im-
mer mit der Gefahr verbunden, kinftig keine Auftrage mehr von den betref-
fenden Verlagen zu erhalten.

Der neue Leitsatz zugunsten einer ,angemessenen Vergutung fur die Nut-
zung des Werkes” ist jedoch nicht nur fur die jeweiligen Vereinbarungen der
Urheber mit ihren Vertragspartnern zu beachten. Auch die Ubrigen gesetzli-
chen Regelungen im Urheberrecht missen nun unter Beachtung des Leitsat-
zes betrachtet werden. Dies wirkt sich insbesondere fur die Moglichkeit der
AGB-Kontrolle aus, fur die ,das Prinzip der angemessenen Vergutung als
wesentlicher Grundgedanke des Urheberrechts” - wie es in der
Gesetzesbegrindung zu § 11 UrhG heifl3t — heranzuziehen ist.

Erst auf der neuen gesetzlichen Grundlage von 2002 sind die von den Ge-
werkschaften angestrebten Gerichtsentscheidungen gegen Klauseln zur Pau-
schalhonorierung in Verlags-AGB ermdglicht worden. Anzuwenden ist dieser
Leitsatz nach Ansicht der Gewerkschaften auch bei der Bewertung des in
AGB eingeraumten Rechtekatalogs. Dieser Rechtsauffassung folgte Mitte
2011 als erstes Gericht das OLG Hamburg im Urteil gegen Bauer Achat. Im
Revisionsverfahren gegen die Springer-AGB geht es unter anderem darum,
ob diese Rechtsauffassung vom Bundesgerichtshof bestatigt wird.

Mit der Reform des Urhebervertragsrechts gelang es aufSerdem, einen ande-
ren wesentlichen Punkt im Urheberrecht (§ 36 UrhG) zu verankern: Verbande
von Urhebern und Verwertern kénnen gemeinsame Vergutungsregeln auf-
stellen. Dadurch wurden Kollektivvereinbarungen fur freie Urheber maglich.

Kollektivvereinbarungen
durch Vergutungsregein

Fur Selbststandige, zu denen die freien Journalistinnen und Journalisten zah-
len, war zuvor der Abschluss von Kollektivvereinbarungen fur verbindliche
Mindesthonorare und Vertragsbedingungen nahezu ganzlich versperrt. Wie
fur andere ,Unternehmer” untersagt das Kartellrecht auch fur Freie ,Preisab-
sprachen”. Méglich waren nur unverbindliche Honorarempfehlungen.

Der Abschluss von Tarifvertragen, in denen fir Millionen von Arbeitnehmern
in Deutschland Entgelte und Arbeitsbedingungen durch ihre Gewerkschaften
verbindlich vereinbart werden, ist durch § 12a des Tarifvertragsgesetzes nur
fur sogenannte arbeitnehmerahnlichen Personen moglich. Das sind in den
Medienbranchen solche Freien, die mehr als ein Drittel ihres Entgelts von
einem Auftraggeber erhalten. Zwar gibt es seit langem einen Tarifvertrag fur
arbeitnehmerahnliche freie Journalistinnen und Journalisten an Tageszeitun-
gen, doch ist seine Bindewirkung deutlich geringer als bei 12a-Tarifvertragen
im offentlich-rechtlichen Rundfunk.

Um den Tarifvertrag in Anspruch zu nehmen, bedarf es nicht nur der indivi-
duellen Geltendmachung durch den jeweiligen Freien, sondern auch eines
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http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/14/080/1408058.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/tvg/__12a.html
https://dju.verdi.de/tarif/tarifvertraege/data/TV_Zeitung_Freie_2011_WEB.pdf
https://dju.verdi.de/tarif/tarifvertraege/data/TV_Zeitung_Freie_2011_WEB.pdf
https://dju.verdi.de/tarif/tarifvertraege/data/TV_Zeitung_Freie_2011_WEB.pdf
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Verlages, der an den Betreffenden auch kinftig weiterhin Auftrage vergibt.
Das wirtschaftliche Risiko liegt also wieder beim einzelnen Freien und es ist
in den letzten Jahren gewachsen, da der Tarifvertrag immer weniger Akzep-
tanz unter den Verlagen findet, von denen ja etliche versuchen, die Tarifbin-
dung auch fir die Festangestellten zu umgehen.

Mit gemeinsamen Vergutungsregeln ist es nun erstmals moglich, Kollektiv-
vereinbarungen fur alle freien Urheber einer Medienbranche aufzustellen, in
denen die Vergltungen und grundsatzliche Bedingungen flr ihre Angemes-
senheit geregelt werden, also: Mindesthonorare und grundlegende Ver-
tragsbedingungen wie Einrdumung von Nutzungsrechten, Annahme von
Beitragen oder Zahlungsfristen fir Honorare.

Da hier angemessene Vergutungen von den Branchenverbanden der Urheber
und Verwerter festgelegt werden, bedarf es keiner , Tarifbindung”. Die ver-
einbarten Honorare und Bedingungen gelten fir die gesamte Branche in
ganz Deutschland. Wer geringere Honorare zahlt, zahlt keine angemessenen
Vergltungen im Sinne des Urheberrechts. Zwar mussen diese Vergutungen
von den Freien auch geltend gemacht werden, doch besteht ein Rechtsan-
spruch auf die Zahlung, der gegebenenfalls vor Gericht durchgesetzt werden
kann — auch riickwirkend im Rahmen der gesetzlichen Verjahrungsfristen.

Freie an Tageszeitungen:
Erster Abschluss erreicht

Die Verhandlungen mit den Verbanden der Tageszeitungs- und Zeitschriften-
verleger Uber Vergltungsregeln fur freie Journalistinnen und Journalisten
wurden von der dju in ver.di und dem DJV Anfang 2003 aufgenommen, ein
Abschluss flr Tageszeitungen nach sieben Jahren erreicht. Seit dem 1. Feb-
ruar 2010 sind die Gemeinsame Vergutungsregeln fur freie hauptberufliche
Journalistinnen und Journalisten an Tageszeitungen in Kraft.

Die Umsetzung der verbindlichen Standards fur die Text-Honorare und Ver-
tragsbedingungen in allen deutschen Tageszeitungen wird erwartungsge-
mal einige Zeit beanspruchen. Gerichtsprozesse kénnen dies beschleunigen,
werden sicher aber immer nur ein Hilfsmittel zur Durchsetzung sein, denn
naturlich kénnen sie nicht das gemeinsame Handeln der Freien ersetzen.

Das gilt prinzipiell auch, wenn es um das Stoppen von Buy-out-Vertragen
geht. Andererseits haben die Journalistengewerkschaften mit den AGB-
Prozessen eine probate Moglichkeit ihre Mitglieder vor den argsten vertragli-
chen Benachteiligungen und dem Ausverkauf ihrer Urheberrechte zu schit-
zen, ohne dass einzelne Mitglieder selbst ihre wirtschaftliche Existenz durch
kinftigen Auftragsentzug gefahrden.

Durch die Reform des Urhebervertragsrechts und den Abschluss der Vergu-
tungsregeln fliir Tageszeitungen haben sich die Erfolgsaussichten daflr be-
deutend erhoht. Dass es allerdings uUber sieben Jahre bis zum Abschluss dau-
ern wurde, konnte niemand voraussehen. Es ist einleuchtend, dass nicht
schon in der ersten Phase dieser Verhandlungen seitens der Gewerkschaften
zum juristischen Mittel der Klage gegriffen wurde gegen Verlage, mit denen
man ja zu einer Vereinbarung von gemeinsamen Vergltungsregeln kommen
wollte. Auch mussten die neuen rechtlichen Méglichkeiten durch die Geset-
zesreform zunachst grindlich bewertet werden. Es gibt aber noch weitere
Grunde, worum nicht schon friiher gegen Verlags-AGB mit dem Mittel der
AGB-Kontroll-Klage vorgegangen wurde.


http://dju.verdi.de/tarif/tarifvertraege/data/VerguetFreieJourn_2010_WEB.pdf
http://dju.verdi.de/tarif/tarifvertraege/data/VerguetFreieJourn_2010_WEB.pdf

AGB: Vertragsbedingungen
einseitig vom Verlag gesetzt

Von den bekannten Urheberrechtsprozessen in den Jahren davor — so den
von Fotografen zu den Jahrgang-CD-Roms beim Spiegel oder den beim Ta-
gesspiegel — unterscheidet sich das rechtliche Vorgehen der Gewerkschaften
gegen Verlags-AGB in zwei wesentlichen Punkten: Es klagen nicht einzelne
Freie mit Rechtsvertretung durch ihre Gewerkschaft, sondern es klagt ein
Berufsverband. Und es geht nicht unmittelbar darum, ob Verlage die Urhe-
berrechte von Freien verletzt haben, sondern darum, ob ihre einseitig festge-
setzten Vertragsbedingungen gegen gesetzliche Regelungen fur Allgemeine
Geschaftsbedingungen oder das Wettbewerbsrecht verstoen.

Ohne dass es ihnen meist bewusst ist, schlieen freie Journalisten taglich
Vertrage ab — auch mit ihren Auftraggebern. Mailt ein freier Journalist einem
Zeitungsverlag seinen Artikel und die Zeitung druckt ihn ab, ist ein Lizenzver-
trag geschlossen worden, in dem der Urheber dem Verlag Nutzungsrechte
an seinem Beitrag eingeraumt hat. Das muss weder schriftlich noch Uber-
haupt ausdricklich vereinbart werden, sondern kann auch durch schlissiges
— oder wie die Juristen sagen: , konkludentes” — Verhalten geschehen.

Welche Nutzungsrechte Ubertragen wurden, dariber gab oder gibt es
manchmal Streit im Nachhinein, wenn nichts ausdricklich vereinbart wurde.
Viele Verlage sind allerdings dazu Ubergegangen, die Rechteubertragung in
Allgemeinen Geschaftsbedingungen zu regeln. Auch flr diese AGB gibt es
keine Vorschriften bezuglich der Form. Um AGB handelt es sich immer dann,
wenn einer der Vertragspartner (der ,Verwender", § 305 BGB) die Vertrags-
klauseln vorformuliert hat, um sie mehrfach bei Vertragsschlissen zu ver-
wenden, und diese Vertragsklauseln nicht ausgehandelt werden. Wird Uber
einzelne Vertragsklauseln verhandelt, kdnnen die Ubrigen Bestimmungen
eines Vertrages dennoch AGB sein. Wichtig ist, dass die AGB dem anderen
Vertragspartner zur Kenntnis gegeben werden miussen. Unterschreiben
muss der sie nicht, damit AGB wirksam werden, aber mit ihrer Geltung ein-
verstanden sein. Ist er es nicht, muss er widersprechen.

So ein Widerspruch ist nicht nur im konkreten Fall von Verlags-AGB und frei-
en Journalisten schwierig und mit dem Risiko verbunden, dass ein Vertrag
gar nicht zustande kommt. Dennoch haben in den vergangenen Jahren viele
Hunderte Journalistinnen und Journalisten dies getan, nicht selten allerdings
unter Verlust kunftiger Auftrage. In der Regel ist immer derjenige, der eine
AGB setzt, der (wirtschaftlich) Starkere. Deshalb gelten fur Allgemeine Ge-
schaftsbedingungen besondere Rechtsvorschriften, die den schwacheren
Vertragspartner davor schitzen sollen, dass ein AGB-Verwender beliebig
diktieren kann, was miteinander vereinbart wird. AGB unterliegen einer In-
haltskontrolle, so der Titel von § 307 BGB.

Inhaltskontrolle und
Verbandsklagerecht

Mit der Schuldrechtsmodernisierung 2002 wurde das AGB-Gesetz aufgeho-
ben und die entsprechenden Vorschriften zusammen mit anderen Verbrau-
cherschutzregelungen in das Burgerliche Gesetzbuch (§§ 305 bis 310 BGB)
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http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__305.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__307.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bgb
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Uberfuhrt. Gleichzeitig wurde das Unterlassungsklagengesetz geschaffen.
Auch das UKlaG dient in erster Linie dem Verbraucherschutz und enthalt
deshalb ein eigenstandiges Verbandsklagerecht, das ansonsten im deutschen
Zivilprozess nur ausnahmsweise vorgesehen ist.

Allerdings handelt es sich bei Vertragen zwischen freien Journalisten und
Verlagen Uber die Ubertragung von Nutzungsrechten nicht um Verbraucher-
vertrage. Die Urheber gelten rechtlich als Unternehmer. Deshalb gelten die
gesetzlichen Schutzvorschriften bei Allgemeinen Geschaftsbedingungen fur
sie nur eingeschrankt (§ 310 BGB).

Dennoch gilt auch hier der Grundsatz, dass Klauseln, die den Vertragspartner
~unangemessen benachteiligen”, unwirksam sind — und damit nichtig. Das
BGB geht von einer unangemessenen Benachteiligung aus, ,,wenn eine Be-
stimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschrankt werden, dass die Erreichung des Vertrags-
zwecks gefahrdet ist.” (§ 307 Abs. 2 BGB)

Nur aufgrund dieser Bestimmungen kommt das Urhebervertragsrecht ins
Spiel und die rechtliche Moglichkeit, einzelne Klauseln in Verlags-AGB einer
Inhaltskontrolle zu unterziehen, ob sie von wesentlichen Grundgedanken der
gesetzlichen Regelung im Urheberrechtsgesetz abweichen und damit un-
wirksam sind.

Ein weiterer Ansatzpunkt ist das Transparenzgebot im AGB-Recht (§ 307
Abs. 1 BGB): ,Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus
ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verstandlich ist." Das Transpa-
renzgebot fUhrt dazu, dass der Verwender der AGB das Risiko tragt, wenn er
Klauseln nicht so verstandlich abfasst, dass der Vertragspartner ohne weite-
res erkennen kann, welche Rechte und Pflichten ihn treffen. Sind in AGB
einzelne Klauseln nicht klar und verstandlich formuliert, sondern — maogli-
cherweise absichtlich — so, dass der Vertragspartner etwa eine Benachteili-
gung seiner Rechtsstellung aufgrund der Formulierung nicht oder nicht ohne
weiteres erkennen kann, sind solche Klauseln unwirksam und nichtig.

Eine weitere Anspruchsgrundlage auf eine Unterlassungsklage gegen Allge-
meine Geschaftsbedingungen kann sich aus dem Gesetz gegen den unlaute-
ren Wettbewerb ergeben. Unlauter und damit rechtswidrig handelt danach
(8.4 Nr. 11 UWG), wer ,einer gesetzlichen Vorschrift zuwiderhandelt, die
auch dazu bestimmt ist, im Interesse der Marktteilnehmer das Marktverhal-
ten zu regeln.”

Wer klagen darf und
wann das sinnvoll ist

Das Recht auf Unterlassung gegen Allgemeine Geschaftsbedingungen zu
klagen, die sogenannte Aktivlegitimation, steht nach dem UKIlaG (§ 3, Abs.
1, Ziff. 2 UKlaG) unter anderem ,rechtsfahigen Verbanden zur Forderung
gewerblicher oder selbstandiger beruflicher Interessen” zu, soweit sie ,im-
stande sind, ihre satzungsgemaRen Aufgaben der Verfolgung gewerblicher
oder selbstandiger beruflicher Interessen tatsachlich wahrzunehmen”. Nahe-
zu identisch ist es im Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (§ 8 Abs. 3,
Ziff. 2 UWG) formuliert.



http://www.gesetze-im-internet.de/uklag
http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__310.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__307.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__307.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__307.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uwg_2004
http://www.gesetze-im-internet.de/uwg_2004
http://www.gesetze-im-internet.de/uwg_2004/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uklag/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uklag/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uwg_2004/__8.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uwg_2004/__8.html
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Diese gesetzlichen Bedingungen fur eine Klagebefugnis erfillt der DJV als
Berufsverband ausschlieSlich fur Journalisten schon von seiner Satzung her
eindeutig. Auch ver.di als Millionengewerkschaft mit Mitgliedern aus unter-
schiedlichen Wirtschaftszweigen und Berufen erfullt diese Voraussetzung.
Dies konnte aber von verklagten Verlagen vor Gericht in Zweifel gezogen
werden.

Um eine Auseinandersetzung um diese Aktivlegitimation zu vermeiden, die
Urteile zugunsten der freien Journalisten nur verzégern wdrde, hat in den
bisherigen AGB-Prozessen allein der DJV fir beide Gewerkschaften die Kla-
gen eingereicht. Alle bisherigen Urteile gegen Verlags-AGB wurden aber auf
Veranlassung des DJV und der dju in ver.di gemeinsam erwirkt.

Sinnvoll ist eine Klage der Gewerkschaften gegen Verlags-AGB, die Urheber-
rechte der freien Journalisten beeintrachtigen, vor allem dann, wenn diese
neu oder in geanderter Form durch einen Verlag mitgeteilt werden. Das er-
hoht nicht nur die juristischen Erfolgsaussichten, sondern ermaoglicht es,
nach einer erfolglosen Unterlassungsaufforderung an den Verlag zum Mittel
der einstweiligen Verfligung zu greifen. Das macht die gerichtliche Untersa-
gung rechtswidriger AGB-Klauseln durch die Eilbedurftigkeit schneller durch-
setzbar als es in einem langwieriger Hauptsacheverfahren.

In vielen der entschiedenen Falle haben die Verlage nach einer Entscheidung
im Verfligungsverfahren ihre AGB in den strittigen Punkten zurtckgezogen,
ohne weitere Rechtsmittel einzulegen. Nicht zuletzt ist fir die betroffenen
Freien ein schneller Erfolg ihrer Gewerkschaften vor Gericht ein umso grofe-
rer flr sie, denn die Einfihrung von Buy-out-AGB ist in der Regel ja von Un-
mut, Unsicherheit und Auseinandersetzungen in den betreffenden Verlagen
begleitet.

Gewerkschaftsprozesse
bisher hochst erfolgreich

Nach der langen Auseinandersetzung um die Reform des Urhebervertrags-
rechts war es ruhiger geworden um die Verlags-AGB. Nach dem 1. Juli 2002
erhoffte man sich durch die neuen rechtlichen Mdglichkeiten die Vereinba-
rung von branchenweiten Regelungen durch gemeinsame Vergutungsregeln
fur Tageszeitungen und Zeitschriften.

Neue AGB wurden zunachst kaum in Umlauf gebracht, spater dann von On-
line-Medien (Spiegel Online) oder Verlagen, die sich per AGB ohnehin schon
weitreichende Rechtekataloge ,gesichert” hatten (FAZ und Handelsblatt).

Zum Knall kam es aber, als die Axel Springer AG im Januar 2007 ihre neuen
~Honorarbedingungen (Text / Bild) fur freie Journalistinnen und Journalisten”
sowohl fur Zeitungen wie Zeitschriften als auch gleichartig fir andere Kon-
zerntdchter per Post an die Freien verschickte, die diese unterschreiben soll-
ten.

Das lag an der Bedeutung des Konzerns in der bundesdeutschen Medien-
landschaft und der Anzahl der betroffenen Freien, an der verlangten weitrei-
chenden Rechteeinraumung, die im Regelfall mit dem pauschalen Ersthono-
rar (im AGB-Text auch noch als ,angemessene Vergltung” bezeichnet) ab-
gegolten sein sollte, und nicht zuletzt daran, dass ein Vertreter des Springer-
Konzerns direkt an den Verhandlungen Uber gemeinsame Vergltungsregeln
beteiligt war.

Aktivlegitimation:
deshalb klagt der DJV

AGB-Prozesse: Urteile
gemeinsam erwirkt
von dju und DJV

wann eine Klage
sinnvoll ist

einstweilige
Verfiigung

Erfolg vor Gericht
schneller und
kostengiinstiger

Verhandlungen
liber gemeinsame
Vergiitungsregeln

zundchst kaum
neue Verlags-AGB

Januar 2007: neue
AGB bei Springer

Provokation: alle
Rechte fiir ein Honorar
= ,angemessene
Vergiitung”?


Ausnahme: Süddeutsche Zeitung, hier klagte ein DJV-Landesverband. Übrigens klagte der Reiff Verlag gegen die Aussage in einer Pressemitteilung, beide Gewerkschaften hätten gegen ihn eine einstweilige Verfügung erwirkt, da nur der DJV die Klage eingereicht hatte. Sein Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung wurde aber vom LG Offenburg mit Urteil vom 31.01.2012 (Az.: 2 O 8/12) zurückgewiesen. 


gemeinsame Proteste
gegen Springer-AGB

Mdirz 2007: erste
Verbandsklage

Juni 2007: erstes Urteil
Erfolg gegen Klauseln
zur Pauschalabgeltung

Abgeltung mit
einmaligem Honorar
nicht zuldssig

~Nachziehen”
missgliickt

Urteile gegen Zeit und
Siiddeutsche Zeitung

Verfahren gegen
Springer-Konzern
langwierigster
AGB-Prozess

Mdirz 2010: Urteil
des Kammergerichts
Erfolg fiir die Freien

_‘IO_

Als alle gemeinsam von dju, DJV und der Fotografenvereinigung FreelLens
getragenen Proteste den Konzern nicht zur Rucknahme bewegen konnten
und auch eine gemeinsame Aufforderung der drei Medienverbande an den
Springer-Vorstandsvorsitzenden Dopfner, die neuen Honorarbedingungen
bis zum Abschluss der Vergitungsregeln auszusetzen, zurlickgewiesen wur-
de, beantragte der DJV auch im Namen von dju und FreeLens im Marz 2007
eine einstweilige Verfugung beim Landgericht Berlin.

Die erste Verbandsklage gegen Verlags-AGB brachte bereits mit dem ersten
Verfligungsurteil des Landgerichts Berlin im Juni 2007 einen Erfolg in einem
zentralen Punkt, den Pauschalabgeltungsklauseln. Mit ihrem Diktat , Ein Ho-
norar fir alle denkbaren Nutzungen” hatten viele Verlage schliefSlich seit
Mitte der 1990er Jahre versucht, durch Buy-out-Vereinbarungen den freien
Journalistinnen und Journalisten ihre Rechte abzunehmen, was zu betrachtli-
cher Gegenwehr und schlief3lich zur Urhebervertragsrechtsreform flhrte.

Dass die Freien an der Mehrfachnutzung ihrer Beitrage wirtschaftlich zu
beteiligen sind und eine Abgeltung mit einem einmaligen Honorar nicht zu-
lassig ist, entschieden nach dem LG Berlin auch andere zu dieser Frage von
den Gewerkschaften angerufenen Gerichte. Durchgangig sind in den Urtei-
len solche Pauschalabgeltungsklauseln fur unwirksam und nichtig erklart
worden — auch von den bisher angerufenen Oberlandesgerichten in Ham-
burg, Berlin, Mlnchen, Hamm (AGB der Ruhr Nachrichten) und Karlsruhe
(AGB Sudkurier).

Bei einigen Verlagen war die Einfihrung von Buy-out-AGB zunachst am Wi-
derstand der Freien und ihrer Gewerkschaften gescheitert, so bei der Std-
deutschen Zeitung 2001 und , Der Zeit” 2007. lhre spateren Versuche, ,end-
lich nachzuziehen”, fuhrten aber nun zum gerichtlichen Verbot.

Der Zeitverlag kassierte ein entsprechendes Urteil am 1. Juni 2010 vom
Landgericht Hamburg, nicht ohne noch wenige Tage vorher 6ffentlichkeits-
wirksam eine Uberprifung seines Rahmenvertrags zu versprechen, die allein
aufgrund der Kritik seiner freien Autoren erfolge: ,Sie sollen das Gefihl ha-
ben, dass sie bei der ,Zeit’ fair behandelt werden”, teilte Zeit-Chefredakteur
di Lorenzo ihnen kurz vor der Urteilsverkiindung mit. Tatsachlich legte der
Zeitverlag dann im August 2010 eine neue AGB ohne die vom Gericht unter-
sagten Klauseln vor. Auch die SZ musste nach einem Urteil des Oberlandes-
gerichts Minchen im April 2011 eine Pauschalabgeltungsklausel zurlckzie-
hen, in der es allerdings ,nur” um die Ubertragung von Nutzungsrechte auch
auf Dritte ging.

Das Verfahren gegen die AGB des Springer-Konzerns, das schon 2007 von
den Gewerkschaften eingeleitet worden war und bereits im Wege der einst-
weiligen Verfugung dazu fuhrte, dass etliche Klauseln nicht weiterverwendet
werden durften, ist mittlerweile zum langwierigsten AGB-Prozess geworden.
Zwar wurde dem Springer-Konzern auch im Hauptsacheverfahren vom LG
Berlin im Dezember 2008 die Verwendung wesentlicher Teile seiner umstrit-
tenen AGB-Klauseln untersagt, doch gingen beide Seiten in die Berufung.

Fur die Gewerkschaftsseite hat sich das ausgezahlt. In seinem Urteil vom 26.
Marz 2010 ging das Kammergericht Berlin zugunsten der Freien noch Uber
das Urteil des Landgerichts hinaus. Fur unzulassig erklarte das Kammerge-
richt vor allem, dass die Nutzung auch durch Dritte erfolgen kénne und die
Nutzungsrechte der Urheber auch ohne Zustimmung weiter Gbertragen wer-
den konnten. Auch eine Regelung, nach der bei einer werblichen Nutzung
der Beitrage eine Vergltung gesondert vereinbart werden kann, aber nicht
muss, darf der Verlag nicht weiter nutzen. Gleiches gilt fur den Passus, dass
bei fehlender Urhebernennung keine gesonderten Anspriche des Journalis-
ten entstehen.

Anders als das Landgericht untersagte das Kammergericht aufSerdem die
Verwendung einer Klausel, die eine jeweils anwendbare Abschlagstaffel bei


LG Berlin – Urteil vom 05.06.2007 (Az: 16 O 106/07) 

LG Berlin – Urteil vom 09.12.2008 (Az: 16 O 8/08)
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mehreren Fotos aus einer Produktion vorsah. Gekippt wurde auch die Be-
stimmung zu den Ausfallhonoraren, wenn ein Beitrag nicht zum vereinbarten
Zeitpunkt abgedruckt wird. Insgesamt sind zahlreiche Klauseln vom Verbot
betroffen, so dass bis auf weiteres wesentliche Teile der AGB der Axel Sprin-
ger AG nicht mehr verwendet werden kénnen.

Die Gewerkschaften wollen im Interesse der freien Journalistinnen und Jour-
nalisten aber mehr erreichen. Das Urteil des Kammergerichts hat namlich aus
gewerkschaftlicher Sicht einen entscheidenden Makel. Die nahezu vollstan-
dige Abtretung aller Nutzungsrechte an den Verlag in den Springer-
Honorarbedingungen wurde von den Berliner Richtern nicht untersagt. Hin-
tergrund ist ein Urteil des Bundesgerichtshofs aus den 1980er Jahren, nach
dem solche umfanglichen Rechtseinraumungsklauseln im Rahmen der AGB-
Kontrolle nicht gerichtlich angreifbar sind, sofern die Rechte einzeln aufge-
fuhrt werden. Nach Ansicht der Gewerkschaften muss diese hochstrichterli-
che Rechtsprechung angesichts der Urhebervertragsrechtsreform von 2002
revidiert werden. Ob der BGH als héchstes deutsches Zivilgericht das auch so
sieht, wird sich erst in seinem Urteil zeigen, das am 4. April 2012 verkindet
werden soll.

Erstmals hatte das Oberlandesgericht Hamburg in seinem Urteil vom 1. Juni
2011 im Verfugungsverfahren gegen Bauer Achat solche Rechtseinrdu-
mungsklauseln, nach denen praktisch kein Nutzungsrecht mehr beim Urhe-
ber zurlickbleibt, fir unwirksam erklart. Der Entscheidung des Hanseatischen
OLG, dass die auch als ,,Zweckubertragungstheorie” bezeichnete Regelung
des Urheberrechts (§ 31 Abs. 5 UrhG) zumindest seit der Urhebervertrags-
rechtsreform einer globalen Rechtelibertragung in AGB entgegensteht und
solche Klauseln deshalb einer AGB-Kontrolle unterliegen, hatten sich im
zweiten Halbjahr 2011 mehrere Landgerichte angeschlossen.

Diese Rechtsprechung tbernahmen das LG Hamburg in seinem Urteil zu den
AGB der G+J Wirtschaftsmedien und das LG Braunschweig im Urteil zur
Braunschweiger Zeitung. Im November folgte das LG Bochum in seiner Ent-
scheidung uber die Vereinbarung des WAZ Fotopools fur freie Fotografen
und vor der BGH-Entscheidung zuletzt auch das LG Mannheim in seinem
Urteil zu den AGB der Mittelbadischen Presse (Reiff Verlag), das im Ubrigen
zeigt, dass erfolgreich auch gegen knappste, aber nicht weniger verheerende
AGB auf Abrechnungsformularen von Verlagen vorgegangen werden kann.

Das Verfahren gegen Bauer war von dju und DJV bereits im Juli 2009 einge-
leitet worden, nachdem FreeLens mit einer einstweiligen Verfligung nur ge-
gen die Pauschalabgeltungsklausel der AGB fur Fotografen vorgegangen
war. Das Hamburger OLG-Urteil hingegen untersagt die Verwendung von
insgesamt sieben AGB-Klauseln. Der Bauer-Konzern hat das Urteil mittlerwei-
le akzeptiert und nach einem Mitte 2010 geschlossenen Zwischenvergleich
auch auf die AGB der Bauer-Tochter Premium Ubertragen.

Uberhaupt sind im Rahmen der AGB-Urteile seit 2007 die Verwendung einer
ganzen Reihe von Klauseln als rechtswidrig untersagt worden. Darunter sind
einerseits solche, in denen es um die urheberrechtlichen Nutzungsrechte
geht, wie deren Ubertragung an Dritte, ausschlieBliche Nutzungsrechte fur
Tageszeitungen oder Einrdaumung von Nutzungsrechten nach Vertragskindi-
gung bzw. dem Rickrufsrecht, andererseits solche zu Urheberpersonlich-
keitsrechten, also die Namensnennung und das Bearbeitungsrecht. In einer
ganzen Reihe von AGB sind aber auch weitere Regelungen untersagt wor-
den, die Freie unzulassig knebeln, etwa Wettbewerbsverbote, Klauseln zur
Nichtabnahme von Beitragen, aber auch zur Haftung oder zu verkirzten
Ausschlussfristen fir die Geltendmachung von Honorar- und Spesenanspru-
che.

AGB Springer-Konzern:
wesentliche Teile
unwirksam und nichtig

Kammergericht:
Rechtekatalog
nicht beanstandet

deshalb Revision vor
dem Bundesgerichtshof

Juni 2011: OLG
Hamburg sieht globale
Rechtelibertragung

im Widerspruch zum
Urhebervertragsrecht

weitere Gerichte
folgen OLG-Urteil

AGB Bauer-Konzern:
Urteil akzeptiert

AGB-Urteile seit 2007:
Verwendung vieler
verschiedener Klauseln
wurde untersagt


http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Springer-untersagte-Klauseln.pdf
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Springer-untersagte-Klauseln.pdf
„Honorarbedingungen (Text / Bild) für freie Journalistinnen und Journalisten” Zeitungen und Zeitschriften mit Markierung der nichtigen Klauseln

Auch die AGB von Bauer Achat vom Oktober 2009 wurden in wesentlichen Passagen mittlerweile vom OLG Hamburg mit Urteil vom 11.01.2012 untersagt.


Urteile online
auf dju-Website

Springer

Nordkurier

Bauer

WAZ

Zeit

Siiddeutsche

Holtzbrinck
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Gerichtsentscheidungen
zu AGB online verfiugbar

Auf Gerichtsentscheidungen zu den AGB-Klauseln wird im Folgenden einzeln
eingegangen. Diese Broschilre bertcksichtigt dabei alle bis Ende 2011 er-
gangenen Gerichtsentscheidungen zu Verlags-AGB, sofern die Urteile schrift-
lich vorlagen. Die Urteile der jeweils hochsten Instanz— wie auch diese
Broschire selbst — stehen auf der dju-Webseite zu den Vergutungsregeln
auch online zur Verflgung unter:

http://dju.verdi.de/freie journalisten/verlags-agb

Die Urteile im Einzelnen

(Reihenfolge nach Einleitung juristischer Schritte)

Axel Springer AG (Zeitungen und Zeitschriften)
KammG Berlin — Urteil vom 26.03.2010 (Az.: 5 U 90/07)

Nordost-Mediahouse GmbH & Co. KG (,,Nordkurier”)
LG Rostock — Urteil vom 12.05.2011 (Az.: 6 HK O 45/10)

Heinrich Bauer Achat KG (Bauer Media Group, hier: Frauenzeit-
schriften u.a. ,bella”; Ubernahme auch fiir Heinrich Bauer Pre-
mium KG)

OLG Hamburg — Urteil vom 01.06.2011 (Az.: 5 U 113/09)

WAZ New Media Verwaltungsgesellschaft mbH (WAZ Medien-
gruppe, hier: WAZ Fotopool)

LG Bochum — Urteil vom 24.11.2011 (Az.: 1-8 O 277/11)

Zeitverlag Gerd Bucerius GmbH & Co. KG (insbesondere Wochen-
zeitung ,,Die Zeit")

LG Hamburg — Urteil vom 01.06.2010 (Az.: 312 O 224/10)

Siiddeutsche Zeitung GmbH (insbesondere ,Siiddeutsche Zei-
tung”)

OLG Munchen — Urteil vom 21.04.2011 (Az.: 6 U 4127/10)

Siidkurier GmbH Medienhaus (damals Holtzbrinck-Gruppe, seit
November 2011 Augsburger Mediengruppe Pressedruck, hier:
insbesondere ,,Siidkurier”)

OLG Karlsruhe — Urteil vom 09.03.2011 (Az.: 6 U 181/10)
LG Mannheim — Urteil vom 09.11.2010 (Az.: 2 O 145/10)



http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/Gewerkschaftsprozesse-gegen-AGB.pdf
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/vergutungsregeln/verlags-agb
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Springer-KammG-Berlin-2010-03-26.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Nordkurier-LG Rostock-2011-05-12.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Bauer-Achat-OLG-Hamburg-2011-06-01.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-WAZ-NewMedia-LG-Bochum-2011-11-24.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Zeit-LG-Hamburg-2010-06-01.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-SZ-OLG-Muenchen-2011-04-21.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Suedkurier-OLG-Karlsruhe-2011-03-09.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Suedkurier-LG-Mannheim-2010-11-09.htm
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West-Media GmbH & Co. KG (Unternehmensgruppe Medienhaus
Lensing, insbesondere ,,Ruhr Nachrichten”)

OLG Hamm — Urteil vom 27.01.2011 (Az.: 1-4 U 183/10)

G+J Wirtschaftsmedien AG & Co. KG (Gruner + Jahr, u.a. Zeit-
schriften ,Capital”, , Impulse”, ,Bdrse Online” und Tageszeitung
~Financial Times Deutschland”)

LG Hamburg — Urteil vom 06.09.2011 (Az.: 312 O 316/11)

Braunschweiger Zeitungsverlag GmbH & Co. KG (WAZ Medien-
gruppe, hier: insbesondere ,,Braunschweiger Zeitung"”)

LG Braunschweig — Urteil vom 21.09.2011 (Az.: 9 O 1352/11)

Reiff Verlag KG (Mittelbadische Presse, u.a. ,,Offenburger Tage-
blatt”)

LG Mannheim — Urteil vom 05.12.2011 (Az.: 7 O 442/11)

Klagen gegen weitere Verlagshauser sind eingereicht oder wer-
den vorbereitet.

Einigung uber AGB manchmal
auch durch Verhandlungen

Manche Verlage lassen es auch gar nicht erst auf ein Urteil ankommen. So
willigte die WAZ in einen gerichtlichen Vergleich ein, um dann aber mit den
neuen AGB flr ihren Fotopool erneut unrechtmalige Fakten zu schaffen.
Ohne Prozess kam es zur Einigung bei der Lausitzer Rundschau.

Bei Spiegel Online wurde am Jahresende 2011 noch Uber die neuen AGB
verhandelt. Auch der Hamburger Jahreszeiten Verlag, der bereits mit seinen
Fotografen-AGB 2009 einen Proteststurm entfachte, hatte seine ,,Rahmen-
vereinbarung Textproduktion” zunachst zurlickgezogen, um eine Klage der
Gewerkschaften zu vermeiden.

Lensing

Gruner + Jahr

WAZ

Reiff Verlag

Prozesse machen bei
Verlagen Eindruck:
Einigung ohne Urteil


http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Ruhr-Nachrichten-OLG-Hamm-2011-01-27.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-GJ-Wirtschaftsmedien-LG-Hamburg-2011-09-06.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Braunschweiger-Zeitung-LG-Braunschweig-2011-09-21.htm
http://dju.verdi.de/freie_journalisten/verlags-agb/AGB-Mittelbadische-Presse-LG-Mannheim-2011-12-05.htm

Rechtelibertragung
zum Pauschalhonorar

Ausloser fiir Reform
Urhebervertragsrecht

Journalisten sind an
der Mehrfachnutzung
wirtschaftlich zu
beteiligen

AGB widersprechen
gesetzlichem Leitbild

untersagt Klauseln
aus den Springer-AGB

von allen Instanzen
und allen Gerichten
so entschieden

§ 11 Satz 2 UrhG

OLG Hamburg:
AGB-Kontrolle bereits
vom Gesetzgeber
vorgesehen
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Pauschalhonorar widerspricht
Leitbild des Urheberrechts

Seitdem Zeitungs- und Zeitschriftenverlage Mitte der 1990er Jahre damit
begannen, sich von freien Journalistinnen und Journalisten in ,Vertragen
Uber freie Mitarbeit” oder anderen Formen Allgemeiner Geschaftsbedingun-
gen einen umfangreichen Katalog an — digitalen — Nutzungsrechten abtreten
zu lassen, erfolgte dies meist gegen ein — selten erhéhtes — Pauschalhonorar.

Dies war ein entscheidender Ausloser fir die Reform des Urhebervertrags-
rechts von 2002, die den Urhebern eine angemessene Vergutung fir die
Nutzung ihrer Werke sichern soll. Die neuen Gesetzesregelungen haben sich
insbesondere positiv fur die Urheber in Bezug auf die (bliche Praxis der Pau-
schalhonorierung ausgewirkt.

Schon im ersten von den Gewerkschaften erwirkten Verfiigungsurteil gegen
den Springer-Konzern hatte das LG Berlin am 5. Juni 2007 entschieden, dass
freie Journalistinnen und Journalisten an der Mehrfachnutzung ihrer Beitrage
wirtschaftlich zu beteiligen sind, also eine Pauschalabgeltung mit einem
einmaligen Honorar flr eine umfangreiche Nutzung nicht zulassig ist.

.Das widerspricht dem gesetzlichen Leitbild, wonach der Urheber ausnahms-
los an jeder Nutzung seines Werkes zu beteiligen ist”, urteilte das Landge-
richt mit Verweis auf den durch die Reform des Urhebervertragsrechts neu in
das Gesetz aufgenommenen Leitsatz: Das Urheberrecht ,dient zugleich der
Sicherung einer angemessenen Vergutung fir die Nutzung des Werkes.” (§
11 Satz 2 UrhG)

Untersagt wurden vom LG Berlin deshalb einige Klauseln aus den Honorar-
bedingungen vom Januar 2007, weil sie nicht eindeutig festlegen, ob die
Journalisten fur bestimmte Nutzungen ihrer Werke gesondert honoriert wer-
den —so

Ob bei sonstiger Nutzung gesondert zu vergliten ist, ... richtet sich
jeweils nach Absprache.

oder

Im Falle einer werblichen Nutzung der Beitrdge kann mit der freien
Journalistin/dem freien Journalisten eine Verglitung gesondert
abgesprochen werden.

So entschieden seitdem nicht nur alle Instanzen in Bezug auf die Springer-
AGB (zuletzt das Kammergericht), sondern solche Pauschalabgeltungsklau-
seln wurden bislang in allen von Gewerkschaftsseite erfolgreich betriebenen
Verfahren untersagt.

Die Berucksichtigung von § 11 Satz 2 UrhG im Rahmen der AGB-Kontrolle —
und zwar unabhangig von der konkret vereinbarten Honorarhdhe — ,ergibt
sich mit aller wunschenswerten Deutlichkeit aus der Gesetzesbegrindung”,
begrindete das OLG Hamburg in seinem Bauer-Achat-Urteil vom Juni 2011
und zitiert aus der Bundestag-Drucksache (BT-Drs. 14/8058 , S. 17f.):

Die Bestimmung des § 11 UrhG ,vervollstandigt das Programm des Urheber-
rechtsgesetzes und ermoglicht es der Rechtsprechung, die Vorschriften des
Gesetzes — auch im Rahmen der AGB-Kontrolle — nach diesem Normzweck
auszulegen, denn das Prinzip der angemessenen Vergutung hat Leitbildfunk-
tion. Damit gewahrt das Urheberrecht llickenlosen Schutz: § 32 und § 32a
UrhG sichern die angemessene Vergutung dort, wo eine Inhaltskontrolle
nicht méglich ist [...]. Im Ubrigen ist nach § 11 Satz 2 UrhG im Rahmen der
AGB-Kontrolle das Prinzip der angemessenen Vergutung als wesentlicher
Grundgedanke des Urheberrechts zu achten.”



http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/14/080/1408058.pdf
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Diese AuRerung belege, so die Hamburger Richter, ,dass der Gesetzgeber
mit dem Wechselspiel der Vorschriften von § 11 Satz 2 UrhG einerseits und
§§ 32, 32 a UrhG andererseits nicht nur irgendein Schutzniveau, sondern
gerade die Etablierung eines ,llckenlosen Schutzes’ bezwecken wollte. Dem-
entsprechend kann der Urheber nach diesem gesetzgeberischen Willen ge-
rade nicht auf die (nachtragliche) Vereinbarung einer héheren Verglitung
verwiesen werden, wenn schon die Grundstruktur der Honorarvereinbarung
dem gesetzlichen Leitbild widerspricht.”

Untersagt wurde in diesem Fall zum Beispiel folgende Klauseln aus dem
Rahmenvertrag Bauer Achat:

Der Verlag verglitet den Fotografen mit einem Pauschalhonorar (ggf.
zzgl. MwsSt.), welches je Auftrag gesondert vereinbart wird und mit
dem sdmtliche vertraglich vereinbarten Leistungen, Pflichten und
Rechtstbertragungen abgegolten sind...

sowie

Mit der Zahlung des Honorars sind aufserdem samtliche
gegenwidrtigen Rechte und zukunftigen verwandten Schutzrechte des
Verlages, insbesondere die Ubertragung sdamtlicher Nutzungsrechte
durch den Verlag und sdmtlicher Nutzungen der Werke des Fotografen
unabhdngig davon, ob durch den Verlag selbst, durch seine
Gesellschafter, durch verbundene Unternehmen oder durch Dritte
abgegolten...

Auch wenn die Nutzungen, flr die ein Pauschalhonorar gezahlt wird, zeitlich
begrenzt sind, so wie bei G+J Wirtschaftsmedien auf sechs Monate, andert
das nichts an der Unwirksamkeit solcher AGB-Klauseln, entschied das LG
Hamburg und erklarte die Verwendung folgender Klausel in der ,,Rahmen-
vereinbarung fur Autoren” fir unwirksam:

Mit der Zahlung des vereinbarten Honorars ist die beliebig hdufige
Nutzung der Beitrdge im Sinne der Ziffer 2.1 ... abgegolten...

Unzulassig sind nach den Gerichtsurteilen aus den gleichen Grunden auch
AGB-Klauseln, die in Verbindung mit einer umfangreichen Nutzungs-
rechtseinraumung auf einseitig festgelegte Vergltungssatze verweisen — wie
beim WAZ Fotopool. In seinem Urteil vom November 2011 zur Vereinbarung
der WAZ New Media untersagte das LG Bochum beispielsweise folgende
Klausel zur Vergitung:

Die Vergutung fur Einsdtze, die der Fotograf im Auftrag des WAZ
Fotopool wahrnimmt, sowie die Verglitung fir die Ubertragung von
Nutzungsrechten an einzelnen im Auftrag gefertigten Fotos richten sich
nach der Vergltungsibersicht gemdfs Anlage 1 zu dieser

Vereinbarung.

Klare, eindeutige Begrindung des Landgerichts: , Eine solche Klausel, mit der
durch die erste und einzig gezahlte Vergltung alle Nutzungen und Verwer-
tungsrechte — einschlieRlich des Rechts zur Ubertragung — durch die Beklagte
selbst abgegolten sind, widerspricht dem gesetzlichen Leitbild, wonach der
Urheber ausnahmslos an jeder Nutzung seines Werkes zu beteiligen ist ..."

Darlber hinaus wurden durch die Klausel auch die Anspriche aus §§ 32
(angemessene Vergutung), 32a (neuer ,Bestseller-Paragraf”) und 36 UrhG
(Vergutungsregeln) ausgeschlossen. Die Formulierung, wonach alle einge-
raumten Rechte ,abgegolten” seien, widerspreche dem Umgehungsverbot
des § 32a Abs. 3 UrhG und begrunde die AGB-rechtliche Unwirksamkeit der
Klausel. Selbst wenn dies — entgegen dem klaren Wortlaut — nicht der Fall
sein sollte, so sei die Klausel ,intransparent” im Sinne der AGB-Regelungen
im BGB und , damit unwirksam”.

~llickenloser Schutz”
fiir Urheber bezweckt

untersagte Klauseln
in AGB Bauer Achat

unwirksam auch wenn
zeitlich begrenzt

G+J Wirtschaftsmedien:
untersagte AGB-Klausel

auch bei Verweis auf
einseitig festgelegte
Vergiitungssdtze

untersagte AGB-Klausel
bei WAZ New Media

LG Bochum:
Klausel im Widerspruch
zum Umgehungsverbot

Jintransparent” und
,damit unwirksam



Buy-out-Vertrdge:
Abtretung aller
Nutzungsrechte

Freie kénnen nicht
mehrfach verwerten

Unterschied zwischen
Einmalhonorar und
Globalabtretung

OLG Hamburg:
AGB-Kontrolle von
Rechtekatalogen

BGH-Urteil von 1982:
keine AGB-Kontrolle,
wenn Rechte genau
beschrieben sind

wegen BGH-Urteil:
AGB-Kontrolle ohne
§ 31 Abs. 5 UrhG

2.B. LG Rostock: nur
~Auslegungsregel

OLG Hamburg hat mit
BGH-Rechtsprechung
gebrochen
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Umfassende Rechteabtretung
widerspricht Vertragszweck

Die AGB der Verlage sind unter den Freien auch als Buy-out- oder Total-Buy-
out-Vereinbarungen bekannt. Denn die — meist — vollstandige Abtretung
aller Nutzungsrechte an den Verlag gegen ein — selten erhéhtes — Pauschal-
honorar ist seit der Einfihrung solcher AGB deren grundlegendes Merkmal,
fur die Betroffenen zumal das schwerwiegendste. Sie verlieren nicht nur
samtliche Nutzungsrechte fur wenig Geld, sondern konnen ihre Artikel oder
Fotos auch nicht mehr zweit- oder mehrfach verwerten, um damit weitere
Einkunfte zu erzielen.

Rechtlich wird allerdings zwischen der Globalabtretung der Rechte und der
Pauschalabgeltung differenziert und sie werden im Rahmen der AGB-
Kontrolle von den Gerichten unterschiedlich bewertet. Wahrend bislang in
allen von Gewerkschaftsseite betriebenen Verfahren solche Pauschalabgel-
tungsklauseln untersagt wurden, war es erstmals das Hanseatische Oberlan-
desgericht, das Mitte 2011 im Verfligungsverfahren gegen Bauer Achat
Rechtseinrdumungsklauseln, nach denen praktisch kein Nutzungsrecht mehr
beim Urheber zurtckbleibt, fir unwirksam erklarte.

Das Kammergericht in Berlin hatte im Madrz 2010 im Falle der Axel Springer
AG hingegen noch anders entschieden. Hintergrund ist ein Urteil des Bun-
desgerichtshofs von 1982 — zitiert als ,Honorarbedingungen: Sendevertrag”.
Danach handelt es sich bei Vorschriften aus dem Urheberrechtsgesetz wie
den § 31 Abs. 5 UrhG um reine Auslegungsregeln, die flr die Inhaltskontrol-
le des AGB-Rechts nur herangezogen werden konnten, wenn in den AGB die
eingeraumten Rechte nicht genau beschrieben sind oder einzelne Rechtsein-
raumungen gegen Vorschriften im Urheberrecht verstofSen. Nach dieser
hochstrichterlichen Rechtsprechung handelt es sich auch bei umfanglichen
Rechtseinrdumungsklauseln um ,reine Leistungsbeschreibungen®. Sprich: Sie
beschreiben eigentlich detailliert nur die Gegenleistungen, die ein Freier dem
Auftraggeber flr das vereinbarte Honorar zu erbringen hat — ahnlich der
Auffuhrung der technischen Daten und der angebotenen Ausstattungsdetails
in einer Autowerbeanzeige.

Nach diesen bisher geltenden Grundsatzen der Rechtsprechung wurde eben
gerade auch § 31 Abs. 5 UrhG nicht fur die AGB-Kontrolle herangezogen.
Diese auch als ,,Zwecklbertragungstheorie” des Urheberrechts bezeichnete
Gesetzesregelung lautet:

Sind bei der Einraumung eines Nutzungsrechts die Nutzungsarten nicht
ausdrucklich einzeln bezeichnet, so bestimmt sich nach dem von beiden
Partnern zugrunde gelegten Vertragszweck, auf welche Nutzungsarten
es sich erstreckt. Entsprechendes gilt fur die Frage, ob ein Nutzungs-
recht eingeraumt wird, ob es sich um ein einfaches oder ausschliefli-
ches Nutzungsrecht handelt, wie weit Nutzungsrecht und Verbotsrecht
reichen und welchen Einschrankungen das Nutzungsrecht unterliegt.

Dem BGH-Urteil von 1982 folgend handelt es sich dabei um eine reine ,Aus-
legungsregel, die nur dann zur Anwendung kommt, wenn die Nutzungsrech-
te im Vertrag nicht einzeln genannt worden sind”, urteilte beispielsweise das
LG Rostock in seiner Entscheidung zu den AGB des Nordkuriers vom Mai
2011.

Das OLG Hamburg hat im Bauer-Urteil nun mit dieser alten BGH-
Rechtsprechung gebrochen und damit die langjahrige Rechtsauffassung der
Journalistengewerkschaften bestatigt — ein Erfolg auch fur ihren Rechtsver-
treter in den AGB-Prozessen, Prof. Dr. Christian Donle, der bereits 1993 sein


http://lexetius.com/1982,2
BGH – Urteil vom 18.02.1982 (Az.: I ZR 81/80)
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Buch ,Die Bedeutung des § 31 UrhG flr das Urhebervertragsrecht” verof-
fentlicht hatte.

Jedenfalls unter Berlcksichtigung der heute geltenden Rechtslage — nach der
Reform des Urhebervertragsrechts — gehe § 31 Abs. 5 UrhG in der geltenden
Fassung weit Uber den Charakter einer Auslegungsregel hinaus, entschieden
die Hamburger Richter. Es handele sich ,,um einen der ,wesentlichen Grund-
gedanken’ des Urheberrechts. Die Vorschrift besitzt einen eigenen Rege-
lungsgehalt und ist somit als Inhaltsnorm anzusehen”. Als Ergebnis gab das
OLG dem Unterlassungsanspruch bezuglich der Rechtseinraumungsklausel
im ,,Rahmenvertrag fur Auftragsproduktion / Foto” von Bauer Achat statt,
.denn sie enthalt eine unangemessene Benachteiligung, die mit wesentli-
chen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung des § 31 Abs. 5 UrhG, von
der abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist.”

Das Landgericht Hamburg hatte einen Verfligungsanspruch in Bezug auf die
entsprechende Klausel in seinem Urteil zu den AGB von Bauer Achat noch
zurtickgewiesen. Nach der Entscheidung des OLG Ubernahm das LG dann
aber dessen Rechtsprechung zu § 31 Abs. 5 UrhG als MalSstab einer AGB-
rechtlichen Inhaltskontrolle in seinem Urteil vom September 2011 zu den
AGB von G+J Wirtschaftsmedien. Vor allem mit dieser Begriindung untersag-
te das Landgericht Hamburg die Verwendung folgender Klausel aus der
Rahmenvereinbarung:

Der Vertragspartner raumt den G+J Wirtschaftsmedien das rdumlich,
zeitlich und inhaltlich unbeschrdnkte Recht ein, die Beitrdge im In- und
Ausland auf samtliche — auch im Zeitpunkt des Auftrags unbekannte —
Nutzungsarten fur samtliche Zwecke zu nutzen. Die G+J
Wirtschaftsmedien haben insbesondere das Recht, die Beitrdge
beliebig oft fiir redaktionelle, werbliche und gewerbliche Zwecke in
Printmedien ... [[ es folgt eine umfdngliche Auflistung]] ... zu nutzen,
die Beitrdge in Datenbanken zur Recherche und zum Download
bereitzuhalten, zu digitalisieren, zu archivieren und in Pressespiegeln
sowie in der Offentlichkeitsarbeit und Eigenwerbung fiir die Medien
und Produkte der G+J Wirtschaftsmedien zu nutzen. Die G+J
Wirtschaftsmedien dirfen die Nutzungsrechte auf Dritte (bertragen.

Auch das Landgericht Braunschweig schloss sich in seinem Urteil im selben
Monat zur Braunschweiger Zeitung ,der Entscheidung des Hanseatischen
OLG Hamburg an, wonach § 31 Abs. 5 UrhG unter Berucksichtigung der
konkreten Umstande des Einzelfalls eine taugliche Grundlage einer AGB-
rechtlichen Inhaltskontrolle sein kann”. Dabei ging es um folgende AGB-
Klausel, die nun nicht mehr verwendet werden darf:

Der freie Mitarbeiter raumt dem Verlag das ausschliefsliche, zeitlich,
raumlich und inhaltlich unbeschrdnkte Nutzungs- und
Verwertungsrecht an allen Urheberrechten und verwandten
Schutzrechten ein, die er in Erfiillung seiner vertraglichen Pflichten aus
der Tdtigkeit erworben hat. Die Einrdumung umfasst insbesondere die
Befugnis des Verlags, die Rechte an sdmtlichen Beitrdgen (Text und
Bild) im In- und Ausland in kérperlicher Form zu nutzen und in
unkorperlicher Form &ffentlich wiederzugeben, und zwar insbesondere
... [[ es folgt eine umfdngliche Auflistung]].

Im November 2011 folgte dem das LG Bochum in seiner Entscheidung uber
die Vereinbarung des WAZ Fotopools fur freie Fotografen. Nach diesen Ur-
teilen muss sich nun zeigen, ob auch der BGH seine Rechtsprechung zur
Kontrolle der Nutzungsrechtsklauseln angesichts der veranderten Regelun-
gen im Urhebervertragsrecht anpasst. Solche Klauseln sind Gegenstand des
Revisionsverfahrens gegen die Geschaftsbedingungen des Axel Springer Ver-
lags, das am 12. Januar 2012 in Karlsruhe verhandelt wurde.

Rechtsauffassung
der Gewerkschaften
bestditigt

Rechteiibertragung in
AGB Bauer Achat

mit Urheberrecht nicht
zu vereinbaren

OLG-Rechtsprechung
von LG Hamburg
tibernommen

untersagte AGB-Klausel
G+J Wirtschaftsmedien

LG Braunschweig
schloss sich an

untersagte Klausel
in AGB Braunschweiger
Zeitung

ebenso LG Bochum im
Urteil WAZ Fotopool

Revisionsverfahren
vor dem BGH


LG Hamburg – Urteil vom 22.09.2009 (Az.: 312 O 456/09)


wenn AGB-Kontrolle
fiir Rechtekatalog,
dann Konsequenzen fiir
Nutzungsrechte der
Zeitungen

§ 38 Abs. 3 UrhG

SZ-Urteil OLG Miinchen:
nein, aber Klausel zur
Riickiibertragung
untersagt

erstmals LG Hamburg:
ausschliefiliches
Nutzungsrecht fiir
Zeitungen begrenzt

untersagte AGB-Klausel
G+J Wirtschaftsmedien

auch LG Braunschweig

nichtige Klausel in AGB
der Braunschweiger
Zeitung
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Fir Zeitungen ausschlie8liche
Nutzungsrechte nur begrenzt

Wenn der Umfang der Rechteubertragung einer AGB-Kontrolle unterliegt,
wie es zuerst das Oberlandesgericht Hamburg entschieden hat, muss fur
Zeitungen aulBer der ,Zweckubertragungstheorie” (§ 31 Abs. 5 UrhG) eine
weitere Regelung aus dem Urheberrecht im Rahmen der AGB-Kontrolle he-
rangezogen werden, der § 38 Absatz 3 Urheberrechtsgesetz, in dem es
heifst:

Wird der Beitrag einer Zeitung Uberlassen, so erwirbt der Verleger oder
Herausgeber ein einfaches Nutzungsrecht, wenn nichts anderes verein-
bart ist. Raumt der Urheber ein ausschliefsliches Nutzungsrecht ein, so
ist er sogleich nach Erscheinen des Beitrags berechtigt, ihn anderweit zu
vervielfaltigen und zu verbreiten, wenn nichts anderes vereinbart ist.

Dies war vom OLG Munchen in Bezug auf die Suddeutsche Zeitung und vom
LG Rostock in Bezug auf den Nordkurier noch abgelehnt worden, wobei die
Mdinchener Richter allerdings eine Regelung fir unvereinbar mit diesen
rechtlichen Vorschriften werteten, ,die die Rickiibertragung eines einfachen
Nutzungsrechts an den Urheber davon abhdngig macht, dass der Beitrag
vorab in der Siddeutschen Zeitung veréffentlicht wird.”

Als erstes Gericht urteilte das LG Hamburg im September 2011, eine Klausel,
auf Grund derer der Verlag die ausschlieSlichen Nutzungsrechte auch fur
Zeitungen erhalte, verstofse gegen das gesetzliche Leitbild, das bei Zeitungen
von der Einraumung eines einfachen Nutzungsrechts ausgehe. Dabei ging es
um die AGB von G+J Wirtschaftsmedien, zu denen auch die Tageszeitung
Financial Times Deutschland gehort. Das Gericht untersagte die folgende
AGB-Klausel:

Die Nutzungsrechte stehen den G+J Wirtschaftsmedien fir sechs
Monate ab erstmaliger Verdffentlichung ausschliefslich, danach nicht
ausschliefSlich zu. Die G+J Wirtschaftsmedien werden die Beitrdge vor
Ablauf dieser Frist zur Nutzung durch Dritte bzw. zur Vermarktung
freigeben, soweit keine wichtigen Eigeninteressen der G+
Wirtschaftsmedien entgegenstehen. Der Vertragspartner darf die
Beitrcdge vor Ablauf der Frist weder auf seiner eigenen Website noch
auf der Website seiner Agentur veroffentlichen.

Das Landgericht hielt zudem die Regelung in dieser Klausel, wonach der
Verlag Rechte schon vorher freigeben kénnte, fir intransparent und auch
deswegen fur rechtswidrig. Auch das LG Braunschweig erklarte folgende
Klausel

Der freie Mitarbeiter raumt dem Verlag das ausschliefsliche, zeitlich,
raumlich und inhaltlich unbeschrdnkte Nutzungs- und
Verwertungsrecht an allen Urheberrechten und verwandten
Schutzrechten ein, die er in Erfillung seiner vertraglichen Pflichten aus
der Tdtigkeit erworben hat...

aus den AGB der Braunschweiger Zeitung fir nichtig, weil sie unter anderem
erheblich von der gesetzlichen Vorgabe in § 38 Abs. 3 UrhG abweiche.
LZwar ist die Vorschrift des § 38 Abs. 3 S. 1 UrhG abdingbar; jedoch ist die
streitgegenstandliche Klausel insoweit mit dem Grundgedanken unvereinbar,
als dass sie einer effizienten Verwertung des Beitrags entgegensteht”, be-
grundete dies das Landgericht in seinem Urteil vom September 2011.
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Rechteubertragung an Dritte
erfordert jeweils Zustimmung

Besonders argerlich fir viele freie Journalistinnen und Journalisten sind auch
Regelungen in Buy-out-Vertragen, durch die alle erworbenen Nutzungsrech-
te an Dritte weiter Ubertragen werden konnen, verringern sie doch die
Chancen fur eine eigene Mehrfachverwertung, selbst wenn es sich nur um
ahnliche Beitrage und Fotos handelt. Allerdings ist fur die Ubertragung von
Nutzungsrechten die Zustimmung des Urhebers erforderlich ebenso fur die
Einrdumung weiterer Nutzungsrechte (8§ 34 Abs. 1 und 35 UrhG). Deshalb
wurden von mehreren Gerichten entsprechende AGB-Klauseln fir unwirk-
sam erklart.

So untersagte das Kammergericht — entgegen dem LG Berlin — folgende
Klausel aus den Springer-AGB:

...ebenso eine Nutzung in Kooperation mit Dritten oder durch Dritte
unter zustimmungsfreier Ubertragung von Nutzungsrechten oder
-befugnissen einschliefslich der zustimmungsfreien Weiter(ibertragung.

,Die Klausel sieht nicht die Erteilung einer Zustimmung zur weiteren Uber-
tragung vor. Vielmehr wird in der Klausel unterstellt, dass eine Ubertragung
zur weiteren Ubertragung der Nutzungsrechte auf Dritte ohne Zustimmung
vonstatten gehen konne. Eine solche Klausel verstofSt gegen den Grundge-
danken des § 34 Abs. 1 UrhG", urteilte das Kammergericht. Zudem sei sie
intransparent, denn durch ,die sprachliche Gestaltung der Klausel wird ver-
schleiert, dass mit dieser Bestimmung generell die Méglichkeit der zustim-
mungsfreien Ubertragung des Nutzungsrechtes auf Dritte eingeraumt wer-
den soll.”

Mit ahnlicher Argumentation untersagte das LG Hamburg den kurz gehalte-
nen Passus aus den AGB von Gruner + Jahr:

Die G+J Wirtschaftsmedien dlirfen die Nutzungsrechte auf Dritte
ubertragen.

Diese Regelung sei aufgrund der Weiterubertragbarkeit der Nutzungsrechte
unwirksam. ,,Die Einrdumung der Befugnis, die Nutzungsrechte auf Dritte zu
Ubertragen, stellt einen Verstols gegen §§ 34 Abs. 1 und 35 UrhG dar, da
jeweils eine individuelle Zustimmung des Urhebers erforderlich ist”, begrin-
dete das Landgericht. Dies sei durch die Klausel nicht gewahrleistet.

Mit vergleichbarer Begriindung erklarte das OLG Hamm folgende Regelung
aus der ,Rahmenvereinbarung tber freie Mitarbeit” der Ruhr Nachrichten flr
unwirksam:

Der Gesellschaft wird das Recht eingerdumt, diese Rechte im In- und
Ausland auch durch Dritte unter Ubertragung der entsprechenden
Nutzungs- und Verwertungsrechte nutzen zu lassen und/oder Dritten
diese Nutzungs- und Verwertungsrechte einzurdumen.

So entschied ebenfalls das LG Braunschweig zu einer nahezu identischen
Klausel. Auch das LG Bochum untersagte dem WAZ Fotopool die Verwen-
dung einer kurzen Ubertragungsklausel an Dritte:

WAZ Fotopool ist zur Einrdumung von Unterlizenzen berechtigt.

AGB-Klauseln zur
Rechtelibertragung
an Dritte behindern
Mehrfachverwertung

§§ 34 und 35 UrhG

Kammergericht
untersagt Klausel
in Springer-AGB

Zustimmung zur
weiteren Ubertragung
notwendig

untersagte Klausel
von Gruner + Jahr

~individuelle
Zustimmung des
Urhebers erforderlich”

OLG Hamm zu AGB
Ruhr Nachrichten

LG Bochum: kurze
Ubertragungskilausel
WAZ Fotopool nichtig



AGB-Klauseln zur
Nichtabnahme und
Ausfallhonorar

OLG Hamm:
Nichtabnahme aus
~inhaltlichen” Griinden
Verstof3 gegen das
Transparenzgebot

fiir Freie Gefahr einer
Benachteiligung

LG Braunschweig:
Freie unangemessen
benachteiligt

Kammergericht gegen
Ausfallhonorar bei
Nichtverdffentlichung:
keine Kiirzung des
vereinbarten Honorars

KammG: schon Begriff
~Ausfallhonorar”
macht Klausel nichtig
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Unklare Ablehnungsgriinde
und Ausfallhonorar unzulassig

Klauseln in AGB, in denen sich Verlage einseitig das Recht sichern wollen,
abgelieferte Beitrage ohne Honorarzahlung abzulehnen (Nichtabnahme)
oder im Falle einer Nichtveréffentlichung ein (gekurztes) Ausfallhonorar zu
zahlen, sind von einigen Gerichten im Rahmen der AGB-Prozesse als rechts-
widrig untersagt worden.

Als einen VerstoRR gegen das Transparenzgebot des § 307 BGB wertete das
OLG Hamm eine Passage aus den AGB der Ruhr-Nachrichten, in der sich der
Verlag auch eine Nichtabnahme aus ,inhaltlichen” Grunden vorbehalten
wollte:

Der Verlag behdilt sich vor, Leistungen aus inhaltlichen, qualitativen
oder rechtlichen Griinden nicht oder nicht vollstdndig abzunehmen,
insoweit entsteht kein Honoraranspruch. Bei einem vereinbarten
Zeilenhonorar ist allein der Umfang der tatsdchlich verdffentlichten
Zeilen fur die Berechnung des Honorars maf3geblich.

Es werde nicht deutlich, welche MalSstabe anzuwenden seien, begriindeten
die Hammer Richter. ,Es besteht fir die freien Mitarbeiter auch die Gefahr
einer Benachteiligung, weil die schwer kontrollierbare Zurickweisung dazu
fuhrt, dass ganz oder teilweise auch das Honorar fir die erbrachte Leistung
entfallt.”

Auch das LG Braunschweig untersagte diese Klausel, die identisch auch bei
der Braunschweiger Zeitung verwendet wurde, und erganzte die Ausftihrung
des OLG zum zweiten Satz: ,Der freie Mitarbeiter wird in der Weise unan-
gemessen benachteiligt, dass er das Risiko fir den Beitrag tragt, selbst wenn
eine Klrzung oder Nichtveroffentlichung durch verlagsinterne Umstande
bedingt ist. Auch der zweite Abschnitt der Klausel ist insoweit intransparent
und benachteiligt den Journalisten unangemessen. Obwohl die Lange eines
Beitrags zwischen den Parteien abgesprochen ist, vermag der Verlag sich von
dieser Abrede einseitig zu l6sen, indem er den Text und das entsprechende
Honorar kirzt.”

Das Kammergericht untersagte dem Springer-Verlag in dessen Honorarbe-
dingungen die Klauseln Uber ein sogenanntes Ausfallhonorar. Flr Zeitschrif-
ten lautete sie:

Wird ein Auftragsbeitrag ... nicht zu dem vom Verlag vorgesehenen
Zeitpunkt veroffentlicht, besteht ein Anspruch auf Ausfallhonorar von
50 %, es sei denn, die unterbliebene Verdffentlichung ist alleine vom
Verlag zu vertreten.

Hier ,wird das vereinbarte — angemessene — Honorar pauschal um 50 %
geklrzt, wenn eine Auftragsarbeit aus nicht vom Verlag zu vertretenden
Grunden nicht zu dem vom Verlag vorgesehenen Zeitpunkt veroffentlicht
wird. Dies ist unangemessen, da die Gefahr eines im Verantwortungsbereich
Dritter liegenden Nichterscheinens des Beitrages ungerechtfertigt auf die
Journalisten abgewalzt wird”, begriindete das Berliner Gericht. Auch die
Klausel fur Zeitungen, in der kein Prozentsatz genannt ist, wurde fir unwirk-
sam erklart. Begrindung: , Da auch in dieser Klausel von einem ,Ausfallhono-
rar’ und nicht schlicht von ,Honorar’ die Rede ist, ergibt die kundenfeind-
lichste Auslegung, dass der Journalist bei der Nichtveréffentlichung mit einer
Klrzung des vereinbarten — angemessenen — Honorars rechnen muss”.
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Riickrufsrecht darf nicht
vollig ausgehebelt werden

Manche Verlage wollen sich durch AGB wirklich alle denkbaren Rechte si-
chern. Dadurch werden sie unheimlich lang — so die der Braunschweiger
Zeitung (ware sie in der Druckschrift dieser Broschlre) mehrere Seiten — und
anscheinend schon fur Verlagsjuristen so unubersichtlich, dass ihre verschie-
denen Klauseln in Widerspruch zueinander geraten. Besonders beliebt
scheint die Kombination zu sein, dass alle moglichen Rechte auf ewige Zei-
ten beim Verlag bleiben, dieser die eingeraumten Nutzungsrechte aber gar
nicht zu nutzen braucht. Das be- oder verhindert nicht nur eine kinftige
Nutzung der Beitrage durch die betroffenen Freien, sondern unterbindet
auch das ihnen nach dem Urheberrecht zustehende Ruckrufsrecht (§ 41
UrhG).

So urteilte bereits das LG Rostock in Bezug auf die AGB-Klausel des Nordku-
riers:

Der Verlag ist zur Auswertung der tbertragenen Rechte nicht
verpflichtet.

Dieselbe Klausel stand auch in den AGB der Braunschweiger Zeitung und
wurde auch vom dortigen Landgericht fur unwirksam erklart. Denn die Klau-
sel kdnne dahingehend verstanden werden, so die Braunschweiger Richter,
.dass der freie Mitarbeiter keinen Einfluss auf eine mdgliche anderweitige
Verwertung seines Werks hat; ihm insbesondere kein Rickrufsrecht zusteht.
Dies widerspricht damit dem gesetzlichen Leitbild des § 41 Abs. 1 UrhG.
Danach steht dem Urheber ein Ruckrufsrecht wegen Nichtausibung zu. Auf
das Ruckrufsrecht kann aber im Voraus nicht verzichtet werden, § 41 Abs. 4
UrhG.”

In den AGB des seit 2007 zur WAZ Mediengruppe gehoérenden Braun-
schweiger Zeitungsverlages gesellte sich zur Nichtauswertungsklausel gleich
auch eine uber einen Verbleib aller Rechte beim Verlag, die vom LG Braun-
schweig wegen der Unvereinbarkeit mit dem Prinzip der angemessenen Ver-
gltung (§§ 11 Abs. 2 und 32 UrhG) flr rechtswidrig erklart wurde:

Die Nutzungsrechte bleiben auch nach Beendigung der freien Tdtigkeit
unbeschadet der persénlichkeitsrechtlichen Befugnisse des freien
Mitarbeiters beim Verlag und sind durch das Honorar abgegolten.

Darlber hinaus — man glaubt es kaum — wollte sich die Braunschweiger Zei-
tung selbst beim wirksamen Ruckruf der Rechte durch freie Journalisten 60
Prozent der Einnahmen sichern, falls die Artikel oder Fotos von den Freien
anderweitig verwertet wurden. Naturlich wurde diese ,Wegelagerer-Klausel”

Sdamtliche Erlése, die dem freien Mitarbeiter nach Freigabe durch den
Verlag oder nach wirksamer Austibung des Ruckrufsrechtes aus der
Vergabe von Nutzungsrechten an seinen Werken zufliefsen, werden
zwischen ihm und dem Verlag im Verhdltnis 40:60 geteilt, wenn das
Werk in Erfillung der Verpflichtungen des freien Mitarbeiters aus seiner
Tdtigkeit fur den Verlag geschaffen wurde...

ebenfalls von den Braunschweiger Richtern fir unwirksam erklart.

Im Unterschied zur Rostocker und Braunschweiger Kammer sah das LG
Hamburg bei den G+J-AGB in der Nichtauswertungsklausel

Die G+J Wirtschaftsmedien sind zur Nutzung der (bertragenen Rechte
nicht verpflichtet.

kombiniert mit langeren Fristen fur das Ruckrufsrecht auf zwei Jahre ab
erstmaliger Veroffentlichung des Beitrags keinen Rechtsverstols. Wohl aber

beliebte Kombination:
grofSer Rechtekatalog,
aber Nichtauswertung

LG Rostock:
Nichtauswertung
unterbindet
Riickrufsrecht

LG Braunschweig:
auf Riickrufsrecht
kann im Voraus nicht
verzichtet werden

Verbleib aller Rechte
beim Verlag unzuldssig

~Wegelagerer-Klausel”
der Braunschweiger
Zeitung rechtswidrig

etwas anders urteilte
das LG Hamburg zur
Nichtauswertung
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darin, wenn beim Verlag auch dann alle Rechte verbleiben, wenn der Urhe-
ber selbst den Vertrag aus wichtigem Grund kiindigt. Die Kombination der
Klauseln

... Auf abgeschlossene Auftrdge ist diese Vereinbarung weiterhin
anzuwenden...

Die gemdf3 dieser Rahmenvereinbarung tbertragenen Rechte
verbleiben den G+J Wirtschaftsmedien zeitlich unbegrenzt tiber das
Vertragsende hinaus.

fuhrte dazu, das beide vom Landgericht fir unwirksam erklart wurden, denn
dies verletze den allgemeinen Rechtsgedanken. Der Verlag ,konnte sich ge-
mals der angegriffenen Regelung in schwerstem MalSe vertragswidrig verhal-
ten, z.B. Honorare nicht bezahlen, und trotzdem die ausschlieBlichen Nut-
zungsrechte an der Fotografie oder dem Text behalten. Dies wirde das
Recht zur aufRerordentlichen Kundigung des Vertragspartners de facto aus-
schlieBen.”

Nicht beliebig: Bearbeitung,
Autorennamen und Credits

Das Urheberpersonlichkeitsrecht ist ein starkes Recht. Diese Erfahrung muss-
ten Verlage machen, die in ihren AGB solche Rechte in ihr Belieben zu stellen
versucht haben. Das gilt besonders flr das Recht auf Anerkennung der Ur-
heberschaft durch die Autorenzeile bei Artikeln oder die Foto-Credits.

.8 13 UrhG bestimmt, dass dem Urheber die Entscheidung Uber die Urhe-
berbezeichnung zusteht. Dies ist Ausfluss des Urheberpersonlichkeitsrechts.
Das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft aus § 13 UrhG stellt einen
Schwerpunkt des Schutzes der personlichen-geistigen Interessen des Urhe-
bers dar. Deshalb kann hierauf jedenfalls nicht in Allgemeinen Geschaftsbe-
dingungen wirksam vollstandig im Voraus verzichtet werden”, begrindete
etwa das OLG Hamburg seine Entscheidung, folgende Klausel in AGB von
Bauer Achat zu untersagen:

Der Verlag ist zur Namensnennung des Fotografen berechtigt, aber
nicht verpflichtet, wenn nicht Fotograf und Verlag etwas anderes
schriftlich vereinbaren.

Dies gelte umso mehr, wenn dem Verlag in den AGB auch die Méglichkeit
zur Bearbeitung und damit zur inhaltlichen Anderung des Werkes einge-
raumt wird. ,Gerade nach einer Anderung kann der Urheber jedoch ein ge-
steigertes Interesse entweder an der Anerkennung seiner Urheberschaft an
dem Originalwerk oder an der Leugnung seiner Urheberschaft an dem ver-
anderten Werk haben”, begriindete das Hanseatische OLG.

Darauf bezog sich auch das LG Braunschweig in seinem Urteil zur Braun-
schweiger Zeitung und erklarte folgenden Satz aus deren AGB fur unwirk-
sam:

Eine Verpflichtung zur Namensnennung des Mitarbeiters besteht nicht.

Auch beim Bearbeitungsrecht bezog sich das Landgericht auf das Hamburger
OLG-Urteil und untersagte die Klausel:

Der Verlag hat das Recht zur Bearbeitung der Beitrdge und/oder Fotos.

Das LG Hamburg hatte die entsprechende Bauer-Achat-Klausel nicht bean-
standet. Dem folgte der OLG-Senat nicht. Nach seinem Urteil wurde der
folgende Satz unwirksam:
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Der Verlag ist berechtigt, die Werke umzugestalten und zu bearbeiten,
insbesondere um sie den redaktionellen oder sonstigen VVorgaben
anzupassen.

Die darin enthaltene ,Konkretisierung” des Bearbeitungsrechts sehe keine
relevanten inhaltlichen Einschrankungen vor. Deshalb entschied das Ober-
landesgericht: ,Eine derartige pauschale Vereinbarung ohne konkrete Be-
stimmung von Reichweite, AusmaR und Tendenz der Anderung ist mit den
wesentlichen Grundgedanken des Urheberpersonlichkeitsrechts des unver-
einbar und damit ... unwirksam. Eine derartige Regelung ist unangemessen
und damit nicht zulassig.”

Noch vor dem OLG der Hansestadt beschaftigte sich das OLG Hamm mit
dem Bearbeitungsrecht und untersagte eine Klausel aus den AGB der Ruhr
Nachrichten:

Die Gesellschaft hat das Recht zur Umgestaltung.

Soweit es um ein Recht zur Bearbeitung gehe, sei diese Klausel nicht zu be-
anstanden, begrundeten die Richter in Hamm, denn gerade im Hinblick auf
Zeitungsbeitrage gehe die verlegerische Anderungsbefugnis wegen der Er-
forderlichkeit einer zumeist kurzfristigen Verwertung am Weitesten. Das
gelte aber nicht fir Umgestaltungen. ,,Es geht dabei um Umarbeitungen, die
die Identitat des Werkes in Frage stellen und das Werk moglicherweise sogar
entstellen kénnen.”

Das OLG Hamm erklarte auch eine Regelung fir rechtswidrig, die das Urhe-
berpersonlichkeitsrecht der freien Journalisten unter Vorbehalt stellt. Unter-
sagt wurde folgende Klausel, denn sie sei ,intransparent und benachteiligt
den freien Mitarbeiter in unangemessener Weise":

... Der freie Mitarbeiter wird seine Urheberpersénlichkeitsrechte nicht
in einer Weise geltend machen, die einen Konflikt mit dem Verlag
Uberlassenen Befugnissen und den wirtschaftlichen Interessen des
Verlages herbeifiihren kann.

Es braucht kaum noch erwahnt werden, dass dieselbe obskure Klausel auch
in den AGB der Braunschweiger Zeitung enthalten war. Das dortige LG un-
tersagte sie unter anderem mit der Begriindung: ,Das Urheberpersonlich-
keitsrecht soll danach eingeschrankt werden, ohne dass sich aus der Klausel
ergibt was mit den wirtschaftlichen Interessen bzw. den Uberlassenen Be-
fugnissen gemeint ist. Es ist bei Vertragsschluss nicht ersichtlich, welche Ein-
griffe der Urheber in sein Urheberpersonlichkeitsrecht hinnehmen muss”.

Auch AGB-Klauseln zur Werbung kénnen mit dem Urheberpersonlichkeits-
recht kollidieren. Zwar erklarte das OLG Hamburg die Bauer-Achat-Klausel

Der Verlag darf zudem die Werke fiir werbliche Zwecke in Printmedien,
Lichtspieltheatern, Fernsehen, Internet und sonstigen Medien (auch
Plakatierung) nutzen.

schon wegen eines VerstolSes gegen das Transparenzgebot fur unwirksam.
Sie sei zudem, weil sie sich nach dem Wortlaut der Klausel einschrankungs-
los auf jede Art von Werbemalinahmen beziehe, eine unangemessene Be-
nachteiligung entgegen Treu und Glauben. Aber, so das OLG, ,auch fir das
Renommee des Fotografen selbst kdnnen hiermit unuberschaubare Schaden
verbunden sein. Dies sei etwa der Fall, wenn sein Lichtbild im Zusammen-
hang mit anstoRigen oder verbotenen Produkten bzw. Dienstleistungen ver-
wendet wird. ,Vor diesem Hintergrund entspricht es der Billigkeit, dass ein
Fotograf zumindest in groben Zugen uberschauen kann, in welcher konkre-
ten Art und Weise das von ihm erstellte Werk in Zukunft fur werbliche Zwe-
cke verwendet werden soll bzw. darf.”

OLG Hamburg:
Bearbeitungsrecht
muss konkretisiert
werden

OLG Hamm:
Bearbeitung ja, aber
kein Recht zur
Umgestaltung

Personlichkeitsrechte
der Urheber nicht
unter Vorbehalt

untersagte Klausel
auch in Braunschweig

Fotonutzung fiir
werbliche Zwecke
untersagt

OLG Hamburg zur
Bauer-Achat-Klausel:
Schaden fiir das
Renommee des
Fotografen denkbar
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Umfassende Abwalzung
der Haftung unzulassig

Dass sich Auftraggeber durch eine umfassende Haftungsabwalzung auf Auf-
tragnehmer in AGB von Rechtsansprichen Dritter freistellen lassen wollen,
ist in der Verlagsbranche — im Unterschied zu anderen Wirtschaftszweigen —
eher selten und angesichts der Verantwortlichkeiten im Presserechts eigent-
lich unsinnig. Es kommt aber gerade bei Verlagen vor, die sich umfangliche
Rechte ihrer selbststandigen Journalisten per AGB Ubertragen lassen. Natdr-
lich gab es eine solche Klausel auch in den Braunschweiger AGB:

Der freie Mitarbeiter garantiert dem Verlag den Bestand der zuvor
bezeichneten Rechte, er versichert, dass diese nicht mit Rechten Dritter
belastet sind. Soweit Dritten irgendwelche Rechte zustehen,
verpflichtet sich der freie Mitarbeiter, den Verlag von Anspriichen
hieraus freizustellen.

Und naturlich wurde auch diese Klausel vom LG Braunschweig fur unzulassig
und unwirksam erklart — wie Ubrigens zuvor bereits vom LG Rostock, denn
sie war identisch in den Nordkurier-AGB enthalten. Beide Landgerichte ver-
weisen auf die umfangliche Nutzungsrechtsabtretung, inklusive der Nutzung
durch Dritte sowie auch in der Werbung und fir Werbemittel, und das um-
fassende Bearbeitungsrecht.

.Dies fuhrt dazu, dass der freie Mitarbeiter im Einzelnen nicht in der Lage ist,
vorauszusehen oder aber zu steuern, wie im Einzelnen mit seinem Werk ver-
fahren wird. Zudem haftet der Urheber gerade auch fir solche Pflichtverlet-
zungen, die die Beklagte zu vertreten hat. (...) Eine unangemessene Benach-
teiligung des freien Mitarbeiters liegt vor, da er fur Umstande, die seiner
Einflussnahme entzogen sind, eine verschuldensunabhangige Haftung tber-
nehmen soll, begriindet das Braunschweiger LG die Untersagung.

Einen Verflgungsanspruch gegen folgende Klausel (AGB Bauer Achat):

Der Fotograf garantiert, dass er liber Rechte, die er dem Verlag
einrdumt, nicht bereits anderweitig — zu eigenem oder fremden Nutzen
— verflgt hat und auch nicht verfiigen wird.

wies das OLG Hamburg zwar zuruck, untersagte allerdings die darauf im
nachsten Paragrafen der AGB folgende Freistellungsklausel:

Der Fotograf stellt den Verlag von allen Kosten und Forderungen auf
erstes Anfordern frei, die von Dritten mit der Behauptung erhoben
werden, die Nutzung der Werke durch den Verlag oder Dritte verletze
Rechte Diritter. Die Freistellung umfasst insbesondere auch die Kosten
der Rechtsverteidigung des Verlages. Die Freistellung gilt nicht fir
Personlichkeitsrechtsverletzung, Rechten an Architektur und Kunst.

Auch in den G+J-AGB wurde die Freistellungsklausel vom LG Hamburg als
unzulassig untersagt:

Der Vertragspartner versichert, dass er Uber die (ibertragenen Rechte
verfligen kann und nicht anderweitig dariiber verflgt hat. Er stellt die
G+J Wirtschaftsmedien von urheberrechtlichen Anspriichen Dritter frei,
die diese wegen der vertragsgemdfsen Verwendung der Beitrdge gegen
die G+J Wirtschaftsmedien geltend machen.

.Die enthaltene Freistellung von urheberrechtlichen Anspruchen Dritter kon-
stituiert einen Schadenersatzanspruch ohne Verschuldenserfordernis zuguns-
ten der Antragsgegnerin. In AGB kdnnen Schadenersatzanspriche ohne
Verschulden nicht vereinbart werden”, konstatierte das Landgericht.
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Ausschlussfristen, Spesen
und Wettbewerbsverbote

Auch sonstige Klauseln in AGB, die Freie in ihrer Geschaftstatigkeit unzulas-
sig beeintrachtigen, sind in einer Reihe von Urteilen untersagt worden — so
zu Ausschlussfristen. Oft werden gerade diese Klauseln von verschiedenen
Verlagen identisch verwendet, so dass eine Uberpriifung lohnt, welche Klau-
seln bereits als rechtswidrig anzusehen sind.

Der freie Mitarbeiter ist verpflichtet, die Gutschriftrechnung
unverzuglich zu Gberprifen und etwaige Einwdnde hiergegen
spdtestens innerhalb von 3 Monaten schriftlich gegeniiber der
Gesellschaft geltend zu machen. Bei verspdteter Geltendmachung ist
die Gesellschaft dazu berechtigt, die Erfillung zu verweigern.

Diese Klausel der Ruhr Nachrichten, nach der ein Freier die Gutschriftrech-
nung unverzuglich prifen muss und nach der ihn der Verlag nach Ablauf von
drei Monaten mit Einwendungen ausschliefSen kann, benachteilige die Freien
unangemessen, urteilte das OLG Hamm. Denn davon konnten ,auch An-
spriiche betroffen sein, die der freie Mitarbeiter noch gar nicht umfassend
einschatzen kann, etwa weil ihm noch kein Belegexemplar tbersandt wor-
den ist. Entscheidend ist aber, dass er mit Ansprichen ausgeschlossen sein
kann, die ihm noch nicht bekannt sein kénnen wie solchen aus § 32a UrhG.”

Letzteres ist der reformierte ,Bestseller-Paragraf” des Urheberrechts. Genau-
so entschied auch das LG Braunschweig (AGB Braunschweiger Zeitung).

Identisch in beiden AGB (zusatzlich noch beim Nordkurier) war auch die fol-
gende Klausel, die ebenso vom OLG Hamm wie auch den Landgerichten
Rostock und Braunschweig untersagt wurde:

Die Bezahlung eines tber die vereinbarten Honorare hinausgehenden
Honorars fiir die Erstellung aufsergewdhnlicher Leistungen mit
erheblich iber dem Normalfall liegenden (Recherche-) Aufwand setzt
voraus, dass sich die Vertragsparteien Uber die besondere Honorierung
und deren Hohe vor Erstellung der Leistung in Schrift- oder Textform
(z.B. per Fax / Email) geeinigt haben.

Das Schriftformerfordernis sei hier fir Absprachen vereinbart, die vor Ver-
tragsschluss getroffen werden, begriindet das OLG die Untersagung. Wenn
aber einzelne Redakteure sich nicht an diese Schriftformerfordernis hielten
und ein freier ,Mitarbeiter im Vertrauen auf eine mundliche Zusage seine
gesteigerte Leistung tatsachlich erbringt, geht sein Interesse an der Einhal-
tung der individuellen Vertragsabrede vor. Die Berufung auf die fehlende
Schriftform verstoflSt gegen § 305 b BGB und ist unwirksam.”

Auch fir Spesenabrechnungen kénnen nicht kurze Ausschlussfristen in AGB
zum Verlust der Anspriiche von Freien flhren, entschied das LG Hamburg.
Die Klausel

Der Erstattungsanspruch entfdllt, wenn der Vertragspartner nicht
innerhalb von sechs (6) Wochen nach Lieferung der Beitrdge eine
ordnungsgemdfse Reisekosten- und Spesenabrechnung bei den G+J
Wirtschaftsmedien einreicht.

sei ,schon deswegen rechtswidrig, weil sie intransparent ist. Es ist nicht hin-
reichend klar, was unter der verlangten ordnungsgemafRen Abrechnung zu
verstehen ist. Bei gebotener verwenderfeindlichster Auslegung fuhrt bereits
der kleinste formale Fehler, etwa ein Rechenfehler zu Ungunsten des Ver-
tragspartners der Antragsgegnerin, dazu, dass der Anspruch erlischt.”

Freie werden in ihrer
Geschdftstdtigkeit
beeintrdchtigt

Ausschlussfristen

Ausschlussfristen
diirfen nicht Rechte aus
.Bestseller-Paragrafen”
ausschliefsen

hoéheres Honorar nur,
wenn vorher vereinbart

Schriftform unzuldssig
individuelle Abrede
hat Vorrang

Ausschlussfrist fiir
Spesenabrechnung

intransparent

kleine Fehler diirfen
nicht zu Ausschluss
des Anspruchs fiihren
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Ebenfalls untersagt wurde Gruner + Jahr folgende Klausel zur Geheimhal-
tungspflicht:

Der Vertragspartner verpflichtet sich, keinem Dritten, insbesondere
Zeitungen, Zeitschriften, Presseagenturen, Verlagen, Film, Funk und
Fernsehen, Online-Diensten etc., im In- oder Ausland Informationen
zum beauftragten Thema zu geben, soweit es nicht fur die
Durchfihrung des Auftrags erforderlich ist, und tber alle
geschdftlichen und redaktionellen Vorgdnge gegenliiber Dritten
Stillschweigen zu bewabhren. Er verpflichtet sich, bei der Ausflihrung
des Auftrags weder fiir sich noch fiir Dritte tdtig zu werden und ohne
vorherige Zustimmung der G+J Wirtschaftsmedien keine Video- und
sonstigen Aufzeichnungen zu fertigen.

Zwar sei eine Geheimhaltung ,jedenfalls fur die Zeit der Recherche bis zur
Veroffentlichung des Artikels grundsatzlich nicht zu beanstanden”, entschied
das LG Hamburg. ,Nach diesem Zeitpunkt stellt dies aber einen Verstol ge-
gen § 307 Abs. 1 S. 1 BGB dar. Insoweit Uberschreitet die Klausel auch weit
das erforderliche Ausmal3 der Sicherung des Redaktionsgeheimnisses.”

Dem Urheber werde verboten, Dritten Informationen zu dem Thema zu ge-
ben. Dies bedeutet, dass er beispielsweise besonderes Fachwissen, das er
wahrend der Recherche flr die Antragsgegnerin erworben hat, nicht auch in
anderen Artikeln verwenden darf. Das LG Hamburg: ,,Damit wird faktisch ein
Wettbewerbsverbot eingefihrt.”

Ein Wettbewerbsverbot untersagte auch das LG Braunschweig. Mit dieser
Klausel wollte die Braunschweiger Zeitung ihren Freien verbieten fur ein
Konkurrenzunternehmen tatig zu werden:

Der freie Mitarbeiter verpflichtet sich, fur die Dauer des bestehenden
Vertrages mit dem Verlag nicht fiir ein im direkten Wettbewerb mit
dem Verlag stehendes Medienunternehmen, insbesondere fiir eine
andere regionale Tageszeitung oder im Verbreitungsgebiet der
.Braunschweiger Zeitung” tdtig zu sein. Unabhdngig davon ist der freie
Mitarbeiter grundsdtzlich berechtigt fiir andere Verlage und/oder
Auftraggeber tdtig zu werden. Dies schliefst auch das Recht ein, vom
Verlag abgelehnte Beitrdge an Dritte zu verkaufen.

.Dies widerspricht dem Leitbild eines freien Mitarbeiters, der grundsatzlich
nicht an einen Auftraggeber gebunden sein soll”, urteilte das Landgericht.
Zwar koénnte sich aus dem Gebot der Riicksichtnahme ergeben, dass eine
Tatigkeit fUr eine Zeitung untersagt werden kann, die unmittelbar mit der
Braunschweiger Zeitung hinsichtlich des regionalen Bezugs in Konkurrenz
steht. Aber: ,Ein darUber hinaus gehendes Wettbewerbsverbot im Hinblick
auch auf Uberregionale Zeitungen benachteiligt den Urheber in jedem Fall
unangemessen.”
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